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Sachgebiet 714 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angieichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über radioelektrische Störungen durch Geräte für Frequenzen 
im Bereich 10 kHz bis 18 GHz-industrieiie, wissenschaftiiche und medizinische 
Hochfrequenzgeräte (iSM) und ähnliche Geräte 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den meisten Mitgliedstaaten unterliegen radio- 
elektrische Geräte für Frequenzen im Bereich 10 kHz 
bis 18 GHz in bezug auf die Störungen, die sie ver- 
ursachen können, zwingenden Bestimmungen, die 
von einem Mitgliedstaat zum anderen verschieden 
sind. 

Die Unterschiede zwischen den innerstaatlichen 
Vorschriften behindern den Handel mit radioelek- 
trischen Geräten im Frequenzbereich 10 kHz bis 
18 GHz, die radioelektrische Störungen verursachen 
können und wirken sich somit unmittelbar auf die 
Errichtung und das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes aus. 

Es ist deshalb erforderlich, auf Gemeinschafts- 
ebene die Regeln festzulegen, die hinsichtlich der 
höchstzulässigen Grenzwerte der Funkstörungen, 
die von den durch diese Richtlinie erfaßten radio- 
elektrischen Geräten im Frequenzbereich 10 kHz bis 
18 GHz verursacht werden, einzuhalten sind, und 
die Verfahren für die Messung dieser Störungen zu 
bestimmen. 


Um die Störungen, die von den durch diese Richt- 
linie erfaßten Geräten verursacht werden messen 
zu können, ist es erforderlich, die Geräte unter 
genau festgelegten Meßbedingungen zu betreiben 
und die am Meßgerät aufgenommenen Werte ein- 
heitlich zu interpretieren. 

Der technische Fortschritt erfordert eine häufige 
Anpassung der in dieser Richtlinie festgelegten 
technischen Vorschriften. Es empfiehlt sich deshalb, 
zur Erleichterung der diesbezüglich erforderlichen 
Maßnahmen auf das Verfahren zurückzugreifen, 
durch das eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission im Rahmen 
des Ausschusses für die Anpassung der Richtlinie 
des Rates vom über die Anglei- 

chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Funkstörungen durch Elektro- 
Haushaltsgeräte, tragbare Elektrowerkzeuge und 
ähnliche Geräte eingeführt wurde — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Ziel dieser Richtlinie ist die Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über radioelektrische Störungen 
durch Geräte im Frequenzbereich 10 kHz bis 
18 GHz - industrielle, wissenschaftliche und 
medizinische Hochfrequenzgeräte (ISM) und ähn- 
liche Geräte - die radioelektrische Störungen 
verursachen, durch Festlegung 

— der zulässigen Grenzwerte der durch diese 
Geräte verursachten Störungen, 

— der Verfahren zur Messung dieser Störungen. 
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2. Der Anwendungsbereich dieser Richtlinie wird 
im Anhang in Absatz 1 und 2 definiert. 


Artikel 2 

Die in Artikel 1 bezeichneten radioelektrischen Ge- 
räte dürfen nur dann in den Verkehr gebracht wer- 
den, wenn sie bezüglich der zulässigen Grenzwerte 
der Funkstörungen, die sie verursachen können, den 
Bestimmungen dieser Richtlinie genügen. 


Artikel 3 

1. Der Hersteller oder Einführer des Gerätes muß 
in eigener Verantwortung erklären, daß die 
radioelektrischen Geräte den Vorschriften dieser 
Richtlinie und seines Anhangs entsprechen. Diese 
Erklärung ist auf der Gebrauchsanweisung, dem 
Garantieschein oder auf dem Gerät selbst anzu- 
bringen. 

2. Die Verwendung der Zeidien oder Besdreini- 
gungen, die von den Organisationen ausgestellt 
sind, die jeder Mitgliedstaat den anderen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission bekanntgege- 
ben hat, befreit von der in Absatz I genannten 
Erklärung. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen 
oder die Verwendung von Geräten, die den Vor- 
schriften dieser Richtlinie oder seines Anhangs ent- 
sprechen, nicht aus Gründen verbieten oder ver- 
hindern, die Funkstörungen betreffen. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, damit die bei der amtlichen Kontrolle 


verwendeten Meßmethoden zur Nachprüfung der 
Einhaltung der Bestimmungen über die zulässigen 
Grenzwerte der einzelnen Geräteklassen den Be- 
stimmungen des Anhangs entsprechen. 


Artikel 6 

Die Vorschriften dieser Richtlinie stehen der An- 
wendung der Vorschriften nicht entgegen, die die 
einzelnen Mitgliedstaaten zum Schutz gemeinnützi- 
ger Empfangsanlagen erlassen haben. 

Artikel 7 

Die zur Anpassung des Anhangs dieser Richtlinie 
- mit Ausnahme von Punkt 1 und 2 - erforderlichen 
Änderungen werden nach dem in Artikel 8 der 

Richtlinie des Rates vom über die 

Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten über Funkstörungen durch Elektro-Haushalts- 
geräte, tragbare Elektrowerkzeuge und ähnliche 
Geräte festgelegten Verfahren bestimmt. 

Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen 18 Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, 
und setzen die Kommission unverzüglich hiervon 
in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß 
der Kommission der Wortlaut der innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften mitgeteilt wird, die sie 
auf dem unter dieser Richtlinie fallenden Gebiet 
erlassen. 

Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 7. Oktober 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Sto 4/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 19. August 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Anhang zur Richtlinie des Rates über die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Funkstörungen durch radioelektrische Geräte im Frequenzbereich 10 kHz bis 18 GHz - 
industrielle, wissenschaftliche und medizinische Hochfrequenzgeräte (ISM) und ähnliche Geräte 


1. Geltungsbereich 

Die folgenden Bestimmungen gelten für radioelektrische Geräte (ISM-Geräte und ähnliche) der 
Klassen I und 11 unter Ausschluß der Geräte für chirurgische Diathermie. 

Der behandelte Frequenzbereich erstreckt sich von 10 kHz bis 18 GHz (*). 

Die Vorschriften gelten nicht für Geräte, die nicht vor ihrem Zusammenbau am Aufstellungsort 
untersucht werden können. 

Sie enthalten Grenzwerte, Meßmethoden sowie die von der Union Internationale des Telecom- 
munications (UIT) zugeteilten Frequenzen für industrielle, wissenschaftliche und medizinische 
Geräte, für die keine Grenzwerte vorgeschrieben sind. 

Die Grenzwerte gelten für die Betriebsfrequenzen und ihre Oberschwingungen. 

Bei Geräten, die mit einer der von der UIT freigegebenen Frequenzen arbeiten, gelten diese 
Grenzen nur für diejenigen Oberschwingungen dieser Frequenzen, die nicht selbst als freie 
Frequenzen gelten. 

2. Definitionen 

2.1. Radioelektrisches Gerät 

Gerät, Vorrichtung oder Anlage, die hochfrequenten Strom entweder produziert oder verwendet, 
und zwar bei Frequenzen bei 10 kHz und darüber, für industrielle, wissenschaftliche, medizinische 
und ähnliche Anwendungen, jedoch nicht für die Nachrichtenübermittlung. 

2.2. Radioelektrisches Gerät der Klasse I 

Gerät, das den Grenzwerten I entspricht. 

2.3. Radioelektrisches Gerät der Klasse II 

Gerät, das den Grenzwerten der Klasse II entspricht. 

NOTA 

a) Die Klasse I umfaßt serienmäßig hergestellte radioelektrische Geräte, die den Grenzwerten I 
entsprechen. 

Allerdings können auch Geräte, die diese Bedingungen erfüllen, noch Funkstörungen hervor- 
rufen und in diesem Falle in manchen Ländern behördhchen Formalitäten unterliegen, insbesondere 
in Form einer Betriebsanmeldung. Diese Betriebsanmeldung besteht in einer einfachen Mitteilung 
des Benutzers an die Verwaltung, in der gemeldet wird, daß ein Gerät, das den Grenzwerten I 
entspricht, an einem bestimmten Ort in Betrieb genommen wird; sie ist dazu bestimmt, die Geräte 
bei einer Störungssuche leichter auffinden zu können. Es kann nämlich verkommen, daß trotz 
Einhaltung der Grenzwerte I unter bestimmten örtlichen Bedingungen, besonders in Wohnvierteln, 
Störungen durch solche Geräte auftreten. 

Dabei muß in Betracht gezogen werden, daß bei sonst gleichen Meßwerten die Störungen von 
Hochfrequenzgeräten stärker empfunden werden als die Störungen durch Elektrohaushaltgeräte 
oder Motoren; aber die Grenzwerte für diese letzteren und für Geräte der Klasse I sind gleich 
oder mindestens vergleichbar. 

b) Die Klasse II umfaßt serienmäßig hergestellte Hochfrequenzgeräte, die den Grenzwerten II 
entsprechen. 

Die Grenzwerte II sind strenger als die Grenzwerte der Klasse I, so daß die diesen entsprechenden 
Geräten keinerlei behördlichen Formalitäten mehr unterliegen. Es wird nämlich als sehr wenig 
wahrscheinlich angesehen, daß Geräte dieser Klasse zu Störungen Anlaß geben. 

Sie können verglichen werden mit Elektrohaushaltsgeräten, tragbaren Elektrowerkzeugen oder 
ähnlichen Apparaten, die zu Anhang 1 der Richtlinie gehören. 


(*) Anmerkung: Vorschriften für den Frequenzbereich 10 kHz bis 150 kHz sind in Bearbeitung. 
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c) Sonstige Geräte mit Ausnahme der der Klasse I und II 

Geräte, die weder zur Klasse I noch zur Klasse II gehören, sind in der Regel Großgeräte. Manche 
von diesen werden vollständig in der Fabrik zusammengebaut, lassen sich jedoch erst am Auf- 
stellungsort in Betrieb nehmen; andere Geräte dieser Art werden ausschließlich am Aufstellungs- 
ort zusammengebaut. 


3. Grenzwerte 

3.1. Stör Strahlungen 

3.1.1. Frequenzband 150 kHz bis 1000 MHz 

Die Grenzwerte für alle Frequenzen des Bereiches 0,15 MHz bis 1000 MHz, mit Ausnahme der in 
Artikel 5 aufgeführten Frequenzen, sind aus Tabelle I ersichtlich. Unterhalb 30 MHz wird lediglich 
die magnetische Komponente des Störfeldes gemessen. 

Tabelle I 

Grenzwerte der Störstrahlungen (in |.i V/m) 


Frequenzband 

MHz 


Auf Prüfgelände in einer Entfernung 
vom Gerät der 

Klasse I Klasse II 


0,15 

ä 

0,285 

0,285 

ä 

0,49 

0,49 

ä 

1,605 

1,605 

ä 

3,95 

3,95 

ä 

30 

30 

ä 

41 

41 

ä 

68 

68 

ä 

80 

80 

ä 

108 

108 

ä 

162 

162 

ä 

230 

230 

ä 

470 

470 

ä 

960 

960 

ä 

1000 


30 

m 

100 

m 

- 

m 

50 

m 

- 

m 

250 

m 


m 

50 

m 

- 

m 

250 

m 

- 

m 

50 

m 

500 

m 

- 

m 

30 

m 

- 

m 

500 

m 

- 

m 

30 

m 

- 

m 

500 

m 

- 

m 

30 

m 

- 

m 

500 

m 

- 

m 

100 

m 

- 

m 

500 

m 

_ 

m 


10 

m 

30 

m 

- 

m 

50 

m 

- 

m 

50 

m 

- 

m 

50 

m 

- 

m 

50 

m 

- 

m 

50 

m 

50 

m 

- 

m 

50 

m 

- 

m 

50 

m 

- 

m 

50 

m 

- 

m 

50 

m 

- 

m 

50 

m 

- 

m 

50 

m 

- 

m 

200 

m 

- 

m 

200 

m 

„ 

m 


3.1.2. Störstrahlung im Frequenzband 1 FHz bis 18 GHz 

Der Grenzwert der Störstrahlung für alle Frequenzen im Bereich 1-18 GHz mit Ausnahme der in 
Artikel 5 aufgeführten beträgt 57 dB (pW) ERP, bezogen auf einen X/2-Dipol. 

Anmerkung 

Ein Frequenzband um 12 GHz, und zwar von 11,7 bis 12,5 GHz, ist für Funkübertragungen über 
Satellit zugeteilt worden und betrifft auch den direkten Empfang von Signalen in Wohngebäuden, 
Der vorgeschriebene Grenzwert ist unter Umständen kein ausreichender Schutz für einen solchen 
Betrieb, weswegen es möglich ist, daß der angegebene Grenzwert in diesem Frequenzband 
herabgesetzt werden muß. 
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3.2. Klemmenspannung 

Die für alle Frequenzen im Bereich 0,15 MHz bis 30 MHz angegebenen Frequenzen, mit Ausnahme 
der in Artikel 5 angegebenen, sind aus Tabelle II ersichtlich. 

Oberhalb 30 MHz ist keinerlei Grenzwert vorgeschrieben, allerdings muß das Gerät unbedingt 
eingebaute Filter für den Netzteil besitzen, damit die Grenzwerte für die Störstrahlung eingehalten 
werden. 

Die Grenzwerte beziehen sich auf die Klemmenspannungen des Gerätes. 

Anmerkung 

Bei sehr enger Kopplung zwischen Hochfrequenzgerät und Netz kann die Wirksamkeit der einge- 
bauten Filter wesentlich verringert werden, und die Störspannung könnte dann die Grenzwerte 
überschreiten, ln diesem Falle sind zusätzliche Entstörungsmaßnahmen am Aufstellungsort erforder- 
lich. 


Tabelle II 

Grenzwerte für die Klemmenspannungen am Geräte 


Frequenzbereich 

MHz 

0,15 ä 0,5 
0,5 ä 30 


Grenzwert 

mV 

Klasse I Klasse II 

2 0,50 

1 0,25 


4. Meßverfahren 

4.1. Frequenzen von 0,15 MHz bis 300 MHz 

Die zu verwendenden Meßgeräte und Meßverfahren sind für den Frequenzbereich 0,15 MHz bis 
30 MHz aus Veröffentlichung 1 (1972) des CISPR zu ersehen, für den Frequenzbereich 25 MHz bis 
300 MHz aus der Veröffentlichung 2 (1961) und 2 A (1966) des CISPR. 

4.2. Frequenzen von 300 MHz bis 1000 MHz 

Im Frequenzbereich 300 MHz bis 1000 MHz muß die Meßapparatur der Veröffentlichung 4 des 
CISPR, das Meßverfahren der Veröffentlichung 2 A entsprechen, bis eine neue Veröffentlichung 
erschienen ist, die speziell die hohen Frequenzbereiche behandelt. 

Anmerkung 

In diesen beiden Frequenzbereichen (§ 4.1 und 4.2) können Meßgeräte verwendet werden, die 
andere Kennwerte haben, als sie in den Veröffentlichungen 1, 2 und 4 vorgeschrieben sind, unter 
der Voraussetzung, daß der Beweis erbracht werden kann, daß die gemessenen Werte dieselben 
sind wie die, die man mit einem CISPR-Gerät erhalten würde. So kann man beispielsweise für die 
Messung der modulierten Strahlung eines ISM-Gerätes einen Detektor verwenden, der für den 
Scheitelwert einen angenäherten Schätzwert liefert. 

4.3. Frequenzen von 1 GHz bis 18 GHz 

4.3.1. Meßapparatur 

Die zu verwendende Meßapparatur muß den Anforderungen der Empfehlung 52 des CISPR von 
entsprechen. 

4.3.2. Empfangsantenne 

Die Messungen müssen mit Hilfe einer Richtungsantenne kleiner Öffnung vorgenommen werden, 
die die getrennte Messung der Vertikal- und Horizontalkomponente des Feldes zu messen ge- 
statten. 

Die Flöhe der Antennenachse über dem Boden muß dieselbe sein wie die angenäherte Höhe des 
Mittelpunktes der Störstrahlung des zu prüfenden Gerätes. 
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4.3.3. Überprüfung des Meßplatzes 

Die Überprüfung des Meßplatzes erfolgt durch ein Substitutionsverfahren. Dieses wird in zwei 
Stufen durchgeführt. 

Zunächst wird der Meßplatz in der nachstehend beschriebenen Weise überprüft. 

An der Stelle des Mittelpunktes der Störstrahlung (in der Regel der Mittelpunkt des Eingangs- 
volumens) wird anstelle des Prüflings eine Sendeantenne aufgebaut. Die Sendeantenne muß wie 
ein /./2-Dipol strahlen. Die Empfangsantenne muß sich an derselben Stelle befinden, die für die 
tatsächlichen Messungen vorgesehen ist. 

Die beiden Antennen sind so aufzustellen, daß sie dieselbe Polarisation besitzen, d. h. recht- 
winklig zur Verbindungsgeraden der beiden Antennenmittelpunkte. 

Die Versuche sind für eine horizontale und eine vertikale Polarisationsebene durchzuführen. 

Der Meßplatz gilt als geeignet für eine Prüffrequenz, wenn die Anzeige des Meßgerätes um nicht 
mehr als ± 1,5 dB schwankt, wenn der Mittelpunkt der Sendeantenne um 0,15 cm nach allen 
Richtungen gegenüber der Ausgangslage verschoben wird. 

Danach wird die eigentliche Eichung durchgeführt. Bei jeder Prüffrequenz wird die Sendeantenne 
und die Empfangsantenne in die oben angegebene Stellung gebracht. Dann wird in die Sende- 
antenne ein Leistungssignal gegeben, das so beschaffen ist, daß es am Meßgerät eine bequeme 
Anzeige liefert. Die Beziehungen zwischen der Ablesung am Meßgerät und der Eingangsleistung 
der Sendeantenne gibt den Umrechnungsfaktor unter Anpassungsbedingungen. Dieser Faktor 
gestattet die Umrechnung jeder Ablesung am Meßgerät in Strahlungsleistung. 

4.3.4. Belastung 

4.3.4. 1. Andere als Mikrowellen-Backöfen 

Um die Einhaltung der Grenze für die Störstrahlungen nach 3.1.2. zu überprüfen, wird das Gerät 
mit einer Ersatzlast geprüft, die aus einer bestimmten Menge Trinkwasser in einem Behältnis aus 
Kunststoff oder Glas besteht. 

Größe und Form des Behältnisses, seine Stellung im Gerät und die Wassermenge werden so 
geändert, daß unter Berücksichtigung der möglichen Schwankungen der Grundfrequenz und der 
Oberschwingungen eine möglichst große Energieübertragung bewirkt wird. 

4. 3. 4. 2. Mikrowellen-Backöfen 

Mikrowellen-Backöfen müssen die unter 3.1.2. vorgeschriebene Grenze für die Störstrahlung ein- 
halten und werden mit normalem Zubehör geprüft, wie z. B. den normalen Heizplatten, mit einer 
Belastung von 250 bis 500 ml Trinkwasser, das 1 Kochsalz enthält; Anfangstemperatur 20° C 
± 5° C, Aufstellung im Mittelpunkt der vom Hersteller vorgesehenen Aufsatzfläche. 

Das Wasser wird in einen Behälter aus nichtleitendem Material wie Glas oder Kunststoff mit 
8 bis 15 cm Innendurchmesser eingefüllt. 

Erforderlichenfalls ist dafür zu sorgen, daß die Wassermenge konstant bleibt. 

4.3.5. Durchführung der Prüfung 

Die Messungen werden mit der horizontal und vertikal polarisierten Antenne durchgeführt, wozu 
sich das Prüfgerät auf einem Drehtisch befindet. 

Für die betreffende Meßfrequenz ist der größte Störpegel der Strahlung in Betracht zu ziehen. 

Es ist zu kontrollieren, ob beim Abschalten des Prüflings der Störpegel der Umgebung um 
mindestens 10 dB niedriger liegt als der BezugsgrenzwerL, andernfalls können die Ablesungen 
nennenswert beeinflußt werden. 

5. Von der UIT für industrielle, wissenschaftliche und medizinische Geräte zugeteilte Frequenzen 


Frequenzen MHz 


Zulässige Toleranzen 

13,560 


0,05 Vo 

27,120 

± 

0,60 Vo 

40,680 

± 

0,05 ^0 

433,92 

i 

0,20 ®/o (Vorbehalten für 
Westdeutschland) 

2 450 

± 

50 MHz 

5 800 

± 

75 MHz 

24 125 

± 

125 MHz 
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In den Mitgliedstaaten des CENELEC verwendete Frequenzen 


Belgien 

Freie Frequenzen der UIT 
Frankreich 

Freie Frequenzen der UIT 


Großbritannien 


Frequenz MHz 

Grenzwerte in 
dB (n V/m) 

Anmerkungen 

13,56 

± 

0,05 

Vo 

Frei (UIT) 


13,56 

± 

0,2 

»/o 

120 


27,12 

± 

0,6 

»/o 

Frei (UIT) 


42 

± 

0,2 

o/o 

120 

Wenn der Kanal 1 CCIR System A TV 
nicht empfangen wird 

49 

± 

0,2 

®/o 

120 

Wenn der Kanal 2 CCIR System A TV 
nicht empfangen wird 

56 

± 

0,2 

Vo 

120 

Wenn der Kanal 3 CCIR System A TV 
nicht empfangen wird 

61 

± 

0,2 

Vo 

120 

Vorbehaltene Frequenz 

66 

± 

0,2 

Vo 

■ 

120 

Vorbehaltene Frequenz 

84 

± 

0,005 

®/o 

130 


168 

± 

0,005 “/o 

130 


896 

± 

10 


120 



40,680 Freie UIT Frequenz, nicht benutzbar. 


Niederlande 

Freie Frequenzen der UIT 

Frequenzen MHz Grenzwerte 

3,390 ± 0,6 ®/o 3 m V/m a 300 m 

6,780 ± 0,6 Vo 3 m V/m ä 300 m 


Bundesrepublik Deutschland 
Freie Frequenzen der UIT 


Anlage 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Die vergleichende Untersuchung der mitglieds- 
staatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über Funkstörungen führte zur Feststellung zahl- 
reicher Unterschiede in bezug auf die Art der Kon- 
trollen, die zulässigen Grenzwerte, die Meßgeräte 
und Meßmethoden sowie die Einteilung in Geräte- 
kategorien. 

Unterschiede dieser Art haben die Kommission ver- 
anlaßt, ein Verfahren zur Angleichung dieser Vor- 
schriften aufgrund von Artikel 100 des EWG-Ver- 
trags in Gang zu bringen. 

2. Bei der Ausarbeitung des Richtlinienvorschlags 
über „elektrische Betriebsmittel zur Verwendung 
innerhalb bestimmter Spannungsgrenzen'' wurde, 
wie aus Anlage I des Kommissionsvorschlags zu 
entnehmen ist, davon ausgegangen, daß die Harmo- 
nisierung der Rechtsvorschriften über Funkstörun- 
gen Gegenstand weiterer Richtlinien sein solle. 

Solange diese Richtlinien nicht erlassen sind, ist es 
nicht ausgeschlossen, daß das Inverkehrbringen oder 
die Benutzung eines Geräts, obwohl es den harmo- 
nisierten Normen entspricht und somit nach der 
Richtlinie über Betriebsmittel zur Verwendung in- 
nerhalb bestimmter Spannungsgrenzen als betriebs- 
sicher zu gelten hat, untersagt oder bestraft werden 
kann, wenn das Gerät nicht den Rechtsvorschriften 
über Funkstörungen des jeweiligen Landes ent- 
spricht. 

Das Inkrafttreten der deutschen Regelung (Januar 
1971), wonach der Benutzer eines Geräts, das nicht 
mit dem vorgeschriebenen Funkschutzzeichen ge- 
kennzeichnet ist, ordnungswidrig handelt, hat die 
Gefahr von Handelshemmnissen wesentlich erhöht. 

Die Harmonisierung dieser Rechtsvorschriften hat 
deshalb einen Prioritätscharakter, der es gerecht- 
fertigt erscheinen ließ, diesen Sektor in der dritten 
Phase des vom Rat am 28. Mai 1969 gebilligten 
allgemeinen Programms zur Beseitigung der tech- 
nischen Handelshemmnisse aufzuführen und dem 
Rat am 26. Juli 1972 zwei erste Vorschläge für die- 
sen Sektor zu unterbreiten, von denen der erste 
Elektro-Haushaltsgeräte und tragbare Elektrowerk- 
zeuge betrifft, während der zweite sich mit Leucht- 
stoffröhren befaßt. Der dritte Vorschlag über Rund- 
funk- und Fernsehempfänger wurde dem Rat am 
24. April 1973 unterbreitet. 

Dieser Richtlinienvorschlag betrifft radioelektrische 
Geräte im Frequenzbereich 10 kHz bis 18 GHz - 
industrielle, wirtschaftliche und medizinische Hoch- 
frequenzgeräte (ISM) und ähnliche Geräte. 


II. Allgemeine Erläuterungen zum Richtlinien- 
vorschlag 

1. Harmonisierungslösung 

Wie die vorangehenden Richtlinien sieht auch diese 
Richtlinie vor, daß in jedem Mitgliedstaat die in 
diesen Richtlinien vorgeschlagenen technischen Vor- 
schriften und Kontrollmodalitäten an die Stelle der 
vor ihrem Inkrafttreten in den Mitgliedstaaten gel- 
tenden einschlägigen Bestimmungen treten (soge- 
nannte totale Harmonisierungslösung). 

2. Anpassung an den technischen Fortschritt 

Der Richtlinienvorschlag über Elektro-Haushaltsge- 
räte und tragbare Elektrowerkzeuge sieht die Ein- 
führung eines Ausschusses für die Anpassung an 
den technischen Fortschritt vor. Die Aufgabe, den 
technischen Anhang dieser Richtlinie jeweils auf 
den letzten Stand zu bringen, wird im Rahmen des 
Ausschußverfahrens durchgeführt. Dies trifft vor 
allem dann zu, wenn die internationalen Regeln des 
CISPR ^) geändert werden. 

3. Erläuterungen zum Richtlinienvorschlag 

Artikel 1 besagt, daß die Richtlinie industrielle, 
wissenschaftliche und medizinische Hochfrequenz- 
geräte betrifft (ISM). 

Artikel 2 ist die übliche Fassung, die anzeigt, daß 
die Richtlinie nach dem System der sogenannten 
„totalen" Harmonisierung abgefaßt ist, d. h. daß 
lediglich die Waren innerhalb der Gemeinschaft in 
den Verkehr gebracht werden dürfen, die den Vor- 
schriften dieser Richtlinie genügen. Wie bei den 
vorangehenden drei Vorschlägen wurde auch hier 
der Lösung, wonach alle in der Gemeinschaft in den 
Verkehr gebrachten Geräte die auf sie anwendbaren 
Bestimmungen der Richtlinie erfüllen müssen, vor 
derjenigen Lösung der Vorzug gegeben, wonach der 
Benutzer selbst sich durch eine Nachprüfung der 
Kennzeichnung vergewissern muß, daß sein Gerät 
ausreichend entstört ist. 

Artikel 3 prüft das Problem der Verantwortlichkeit 
für die Übereinstimmung der Geräte mit den Vor- 
schriften der Richtlinie. Entsprechend der am wei- 
testen verbreiteten Lösung in den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft hat der Hersteller eine entspre- 
chende Erklärung abzugeben, ohne daß eine vor- 
herige Kontrolle erforderlich ist. 


1) Comite International special des perturbations radio- 
electriques 
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Artikel 4 ist der übliche Artikel, der den freien 
Warenverkehr für die dieser Richtlinie entsprechen- 
den Erzeugnisse vorsieht. Durch die Bestimmung 
des Artikels 5 verpflichten sich die Mitgliedstaaten, 
die Beachtung der Vorschriften der Richtlinie zu 
überwachen. 

Die Ausnahmevorschrift des Artikels 6 betrifft den 
Schutz bestimmter Zonen von gemeinnützigem In- 
teresse, in denen Funkstörungen die Ursache bedeu- 
tender Schäden sein können. Diesbezügliche spezi- 
fische Vorschriften bestehen in fast allen Mitglied- 
staaten; zur Unterdrückung dieser Störungen kön- 
nen deshalb zusätzliche Entstörungseinrichtungen 
gefordert werden, wobei jedoch zu betonen ist, daß 
es sich hier um eine dem Benutzer auferlegte Auf- 
lage lokaler Art ohne Unterscheidung nach der Her- 
kunft des Gerätes handelt. 

Artikel 7 erläutert, wie die Richtlinie nach Maßgabe 
des technischen Fortschritts angepaßt werden kann. 
Die beiden letzten Artikel (Artikel 8 und 9) sind 
Bestandteil aller Richtlinien; sie betreffen die Durch- 
führung der Richtlinie und weisen darauf hin, daß 
sie an die Mitgliedstaaten gerichtet ist. 

Anhang: 

Die Grenzwerte in diesem Anhang wurden nach 
Beratung mit dem CENELEC -) zusammenarbeiten- 
den Sachverständigen festgelegt. 

Die Meßmethoden gründen sich auf die CISPR-Ver- 
öffentlichungen 1 (1972), 2 (1961) und 2A (1966). 


Die Apparate sind in zwei Gruppen geteilt, da die 
radioelektrischen Störungen, die von diesen Appa- 
raten ausgehen für die Übertragung der Radiowel- 
len besonders störend sein können. 


III. Anhörung der beteiligten Kreise 

Die beteiligten Kreise waren an der Ausarbeitung 
der Richtlinie eng beteiligt. 

Die Verbraucher wurden im Rahmen der Dienststelle 
Umwelt und Verbraucherschutz zu dem in den drei 
vorangehenden Richtlinien (Kennzeichnung entstör- 
ter Geräte oder Entstörung aller Geräte) angenom- 
menen System gehört und äußerten sich hierzu auch 
in der Gruppe technische Handelshemmnisse der 
fachlichen Gruppe für Wirtschaftsfragen des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses, wo sie sich mit der 
gewählten Lösung einverstanden erklärten. 


IV. Anhörung des Parlaments- und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses 

Nach Artikel 100 Absatz 2 muß das Europäische 
Parlament und der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
gehört werden, da die Inkraftsetzung der Bestim- 
mungen der Richtlinie eine Änderung der Rechtsvor- 
schriften mehrerer Mitgliedstaaten nach sich ziehen 
wird. 


^) Europäisches Komitee für elektrotechnische Normung. 
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